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IV vom 02.09.2025 

Der Ortsbeirat hat sich am 06.05.2025 für die südlich verlaufende Radwegtrasse 

entschieden. 
1) Die Verwaltung ist bestrebt ein Planungsbüro für die Neubaumaßnahme zu 

ermitteln und nach gesicherter Haushaltslage auch zu beauftragen. 
2) Dasselbe gilt auch für die Beauftragung der Entwurfsvermessung im Rahmen 

der Grundlagenermittlung. 
Die Leitungsabfrage für den Planungsabschnitt ist Teil der Grundlagenermittlung und 
erfolgt in der Regel durch das jeweilige Planungsbüro. 
Zusammen mit einer beschlossenen Planungsabsicht und einem entsprechenden 

Lageplan (Vorplanung), wo und wie zukünftig der neue Radweg verlaufen soll, kann 

damit an diejenigen Grundstückseigentümer herangetreten werden, deren Flurstücke 
von der Baumaßnahme betroffen sind. 

Im günstigsten Fall wird vor Baubeginn mit allen Grundstückseigentümern das 

Einvernehmen über den erforderlichen Flächenankauf über einen sogenannten 
Bauerlaubnisvertrag hergestellt.  

Die Zustimmung oder Ablehnung dieser Bauerlaubnisverträge bestimmt maßgeblich 

den weiteren Verlauf der Planung. 
Wenn der Haushalt für 2025 bestätigt ist, könnten noch in diesem Jahr die Aufträge zu 

1) und 2) erteilt werden. 

Weitere konkretere Terminierungen werden aufgrund der großen Unbekannten 
(Grundstückseigentümer) zum jetzigen Zeitpunkt nicht getroffen. 

 

Nach o. g. Inhalt, konnte die Verwaltung erst im Juni über gesicherte Haushaltsmittel 
verfügen, wobei sämtliche Planungs- und Gutachterkostenkosten mit einem 
Sperrvermerk versehen waren. 

Die Entsperrung der Planungs- und Gutachterkosten ist Voraussetzung für die weitere 
Vorgehensweise. Anhand der damaligen Kostenschätzung zur 
Variantenuntersuchung, werden sich die Planungskosten in einem Finanzrahmen 
bewegen, wo die Gemeinde die Maßnahme öffentlich auf dem Vergabemarktplatz 
einstellen muss.  

Weiterhin bleibt die Auseinandersetzung mit den Grundstückseigentümern eine große 
Hürde für die weitere Bearbeitung, auch hinsichtlich der Beantragung möglicher 
Fördermittel. 
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